
D R K — Alten- und Pflegeheim eine teure Heimat

Pflegesatzerhöhung bringt den Bewohnern voraussichtlich

ein Minus von DM 331 im Monat — Dennoch: "SozialhilfeTeure Heimat!
ist hier nicht das Thema!"

Beherrscnendes Thema beim Bes.ci der Bundestajsao— Dauei waren Jene aktuel en bergen gar nieht der
ficordneten Heide Simonis und der SPD Kronshafien im inli: für die SPD gewesen, die Heimbewonner
Altenwohn— und Pile eheim des DRK—kreisverhandes — zum großen Seil aueh üeubürger Kronsnaäens — zu

Rendsburg—Eckernförde war die 33305Ü3d13t9‚ “it 5335 'Desucnen. Doch die Unruhe war nur zu verständlich,
28 Prozent unerwartet und unbexreiflich hohe Kosten— wie wir meinen, zumal aueh Dieter Reyher, Ortsver—

isteirerunm. Bei der Rente ein Plus von - 1100'fl :err';. einsvorsitzender und stellvertretender Fraktione-
fen - 72 DM, beim Pflemesatz eine Erhöhuzr von 403 DM, vorsitzender, auch nur versicnern konnte: "Was wir
rechnete der Sprecher, Herr Riecken, vor. ”So haben für Sie tun konnten, das haben w1r getan. Was wir
wir uns unseren Lebensabend im Heim des Deutschen no— für Sie weiter tun können, das werden wir tun!"
ten Kreuzes in Kronshagen nicht vorgestellt, besonders Das war gewiß nicht viel.
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nicht die vielen DRK—„it‚lieder unter urs J“d d
Au scnnell war die Leit voruber und nicht nur die‚_ ,
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allgemeine Unruhe seiner hitoewonnei naeh de de ei
Desucher megen das nnde iast als Abbruch empfun—_
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monis Worten zur RenUGnPOlLLlL und nach ihrem Versu01, den haben. herzlich dankte Herr Hiecken fur den- -
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Mut zu macnen ernlarend. UOZlalnlliG, das lot nieht
selbst gebackenen Kuchen, den Kaffee, die beiden‘
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das Thema! une unsere wonlverdiente Rente draui„cnt lalmen, Walter Mertins iur die launige Moderation
und bevor sich möglicherweise das Sonialamt an unse—

und Melde Simonis für die lockere Senilderung ihres
ren Kindern schadlos halt, wollen Wir hier Wissen:

Alltags in denn und im Wahlkreis. Herzlich _ aber
Wie kann es nach SO kurzer Zeit zu einer SOlCfl un— auch eindringlich — rief Herr Riecken zum Abschied
glaublichen Erhöhung kommen? Sind es die Rentner, die seinen Gästen zu: "Kommen Sie doch bald wieder."
das Loch oei den Baukosten zu stopfen haben? Was ist

aus unseren Vorschlägen, 2.8. beim Essen und bei der

finergie zu sparen, Reworden? Hat man uns mit falschen

Zahlen ins Heim gelockt? Und was wird erst, wenn nie—

mand mehr hier wohnen will wegen der hohen Kosten? ~

Wir brauchen andere Hilfe zuerst, nicht Sozialhilfe!”

Bei soviel Unmut, ja Zorn, geriet denn das gemeinsame

Singen der schonen Volkslieder, angestimmt von Ge—

meindevertreter Walter Mertins, auf dem Klavier von

Charlotte Thomsen begleitet, fast zum Versucn, Un— Montag, 16. 3. Altpapiersammlung DRK

Dienstag, 17. 3. "Spieltreff f. Erwachsene Spieliothek
ruhe zu dämpfen.

's 15 — 17 Uhr Kopperp. Allee

Donnerstag,19. 3."Zauberinsel Bali" Gemeindebu—

19.30 Uhr Diavortr. Ur. König cherei

Donnerstag, 19.3. Arbeiterwohlfahrt:
.

19 Uhr Jahresmitglieder \ers. Feuerwache ((ab 20 Uhr: "Spazeergang dörch dat

ole Kiel" (auch Gäste)

Donnerstag, 19.3.Folkloreabend mit den

19.30 Uhr Gruppen "Kornblume" u.

"Treibsand"

Haus der Jugend

Sonnabend, 21.3. "Einführung in die

10.00 Uhr Fischertechnik"

H. Sengewitz

Spieliothek

Sonnabend, 21.3. Gastspiel Rockgruppe Haus der Jugend
20.00 Uhr Nuala aus Buchholz/Nordheide

Mittwoch, 25. 3. Kinderfilmnachmittag,
16.00, "Charlie Brown"
18.00 u. 20.00 "Sabine Wulff"

grifilgl q,
"

Donnerstag, 26.3."Mit Schulschiff Deutsch— Gemeindebüche—

Haus der Jugend

19.30 Uhr land um die Welt" rei

Diavortrag H.—J. Hesse

;q„t„ft„ _ fontag, 31. 3. Arbeitsgemeinschaft TSVK-Sportheim(HL „„ b

_ 20.00 Uhr sozialdemokratischer
sozi;dnnanokrutisV1ufimirre;xert r .

Frauen Kronshagen u. Kiel (ASF):
IJWUHÄV MBH "Frauenlöhne — wie lange

'k’ 11Lr111u ‘21.. ‘J‘seitgxiixst .1;LLuny:;:n noch?
Senafienuiraüai

Ortsverein 7TPNSÜU CI;
Dienstag, 31. 3. AW Kronshagen: Anmeldungen bei

f„‚„..,„„.L:Cq. ,_„„gi„,p nieoierkumi 1 Abfahrt 14 Uhr Zum Baden und Wandern Weskamp, 54 29 28Vblidlbiklb $ „ . "'Ik"'l ’ ‘

nach Laboe Petersen,58 83 53"...V ‘jb ‘)] O!
_ '

[Lio „
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Dienstag, 31. 3. Sitzung der Gemeindever— SitzungssaalF0108: Prhflldbbmn *8 i: *ÜÜSQF *“ 1“
19.00 Uhr tretung (öffentlich!) Gemeindehaus

DFUCKZ UOTf-1Ä*“*i‚ incnsuz;<rx Dienstag, 7. 4. ASF: Frauenstammtisch Landhaus Krons—
. „„ ... . . 20.00 Uhr hagenuUliaxe. 3000

1
l

Wi sünd wedder dor!
Nach langer Pause meldet sich "Kronshagen aktuell" wie-

der zu Wort. Die Ursachen solcher "Funkstille" sind allen,
die im politischen oder anderen Organisationen und Ver—

einen tätig sind, wohl bekannt: Der Kreis derjenigen,
die bereit und in der Lage sind, über ihren privaten
Bereich hinaus Aufgaben zu übernehmen, ist begrenzt,
obwohl der Einzelne über mehr Freizeit denn je verfügt.
Was sind die Gründe? Ein Gefühl der Ohmacht? Ein ver—

stärkter Trend zum Privaten?

Dabei zeigt die hohe Wahlbeteiligung bei der Bundestags—
wahl 1980 (in Kronshagen fast 93%), daß — trotz eines

an Argumenten schwachen Wahlkampfes — Interesse an der

Politik vorhanden ist. Wie kann es genutzt werden?

Die SPD—Fraktion in der Kronshagener Gemeindevertretung
und der SPD—Ortsverein beabsichtigen, mit dieser Zei—

tung ihre Arbeit darzustellen; gleichzeitig sn11 die

.

“Jl0k7.

Willensbildung innerhalb der SPD deutlich gemacht und

VBFSUCht werden, den Bürger an diesem Willensbildungs—
prozeß zu beteiligen.

Das vor uns liegende Jahrzehnt stellt uns vor schwerer

zu lösende Aufgaben, die Funktions— und Mandatsträgern
der Parteien nicht allein überlassen bleiben sollten.
Die Tatsache, daß einige Probleme Kronshagen nicht oder

noch nicht zu berühren scheinen, darf nicht dazu füh—

ren, ihnen aus dem Wege zu gehen. Zeitungen und andere

Medien mit größter Meinungsvielfalt sind wichtig, kön—

nen aber höchstens über Zuschriften die Meinung und

Reaktion der Leser erfahren und reflektieren. Für alle

Fälle: Uber Leserbriefe, auch nicht—zustimmende, würden

wir uns freuen, ...weiter S. 2



Das "wahlfreie" Jahr 1981 gibt uns allen die Möglichkeit,
Themen von gemeinsamen Interesse ohne Seitenblick auf

‘

Wählerstimmen offen und auf breiter Basis zu diskutieren.

Die drängendsten Probleme, die sich für eine Diskussion
I

über die Parteien hinaus eignen, sind nach unserer Aufq

fassung:
[

Fragen zur Energie: Welche traditionellen Energiequel-

len haben noch Zukunft? Welche Alternativen gibt es?

Warum ist Energiesparen teuer?

Wohnungsbau als gesellschaftliches Problem: Bedurfte es

erst der Gewalt, um neu über dieses Grundbedfirfnis des

Menschen nachzudenken? \

,

Umwelt: Chemie ~ gefährlicher als Kernkraft? Wie wichtig
ist Lärmschutz? Wie "gesund" ist unsere Landwirtschaft

(für den Verbraucher)?
.

Verkehr: Straßenbau - Qualität statt Quantität - Straßen

zum Fahren - Straßen zum Spielen?

Rüstung und Dritte Welt: Machen wir uns mitechuldig?
Panzer statt Brot?

Die Themen und Unterthemen sind Vorschläge, andere Vor-

schläge sind denkbar und erwünscht, wenn daraus eine

fruchtbare Diskussion entstehen soll.

Die Form dieser Veranstaltungen möchten wir gern eben—

falls zur Debatte stellen. Für Vorschläge, welche neu-

tralen Veranstalter (Kirche, VHS, Einzelpersonen o.ä.)
in Frage kommen yürden; in welcher Form Parteien und

Bürger beteiligt werden könnten, wären wir unseren Lesern

dankbar. Wir schlagen vor, als Referenten weniger Poli-

tiker als Experten - die nicht unpolitisch zu sein brau-

chen — zu Wort kommen zu lassen. Th.S.

Wir über uns
Der Redaktion ist die Entscheidung nicht leicht—

gefallen, das Wiedererscheinen von "Kronshagen

aktuell" unter einem neuen Namen zu beginnen.

"Kronshagen aktuell" hatte (mit 7 Jahrgängen)
schon Tradition. Aber der Anspruch "aktuell" ist
„ gegenüber Fernseh— und Tageszeitbngsmeldungen -

für eine Ortszeituna dieser Art etWas hoch gegrif—
fen. Aktuellen Themen werden wir deshalb nicht

aus dem Wege gehen.

Mit dem Titel "kontakte" möchten wir das Miteinan—

der mehr in den Mittelpunkt stellen. Sie finden

in dem folgenden Artikel Vorschläge, wie wir uns

diese Kontakte vorstellen.

Wir hoffen, mit unserer Erstausgabe "Kontakt" zu

Ihnen hergestellt zu haben, Ihr Interesse gewon-

nen oder in Form von Leserbriefen oder Vorschlägen
Ihre Mitarbeit für weitere "kontakte" zu gewinnen.

Die Redaktion

Briefe an die Redaktion... Briefe an die Redaktion..

‘Um "Wortmeldungen" bittet die Redaktion von "kontakte"

an folgende "kontakt"—Adresse:

Frau Charlotte Thomsen, Bertha—von-Suttner—Str. 1,

Telefon: 54 11 25 T

O
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Die Diskussion um die Kernenergie ist seit der Un-

terstützung des KKW Brokdorf und der damit eindeu—

tigen Festlegung auf diese Technologie durch die

Bundesregierung wieder aufgelebt.

Die SPD hatte in Berlin beschlossen, Kernkraftwer—
ke nur zur Deckung des Energierestbedarfs einzu—

Setzen. Dieser Beschluß Wer und ist eine untaug-
liche Handlungsrichtlinie, da der Restbedarf nicht

quantifiziert wurde. Welche Energieträger in wel—

chem Ausmaß eingesetzt werden ist immer von der

.zEntwicklung der relativen Preise aller Alternati—‘
ven abhängig. Je teurer der Einsatz einer Energie—
quelle wird, desto größer ist der Zwang, diese

durch andere zu ersetzen. Im marktwirtschaftlichen
Steuerungsprozeß erhalten dann auch Investitionen.
zur Energieeinsparung ihre Berechtigung und mindern

den Gesamtbedarf. Damit ist "Restbedarf" aber eine

variable ökonomische Größe, die von der relative

Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Energieträger
abhängt.

Der im Berliner Beschluß in diesem Zusammenhang
propagierte "Vorrang für Kohle" ist später weder

von der SPD noch von der Bundesregierung faktisch'

angestrebt worden. Glaubwürdig wäre diese Forderung
nämlich erst gewesen, wenn man alle Importbeschrän—
kungen bei der Kohle aufgehoben hätte, so daß sie
zu den niedrigeren Weltmarktpreisen mit Öl, Gas und

Atom hätte konkurrieren können.

Kernkraftwerk (
in Betrieb

"a
Qi:

in...

Ml! Atomkralt vollmlastarn?
14 KernkraiMerke sind zur

Zeit mehr oder weniger in Be—
trieb. Weitere 25 Kernkraft-
werke befinden sich Im Bau
oder In der Planung.
Wer die Energieprobieme der

Bundesrepublik für die Zu-
kunft mit Atomkraft lösen will
— vorausgesetzt wir wollten

wirklich alle mit Strom hei-

zen, vorausgesetzt es gibt in
absehbarer Zeit wirklich ein
sicheres Entsorgungszen-
trum — der müßte immer noch
mindestens 50 weitere
Standorte für neue Kern-
kraftwerke finden und durch-
setzen!

Bei der Frage der wettbewerbsfähigkeit einzelner

Energieerzeuger sind Jedoch nicht nur die tatsäch—

lichen Herstellungskosten des Stroms relevant, son—

dern auch das entstehende Risiko. Während fraglich
ist, ob Kernkraftwerke ohne Staatsgelder in unge—
störtem marktwirtschaftlichen Entscheidungsprozeß
überhaupt eine Chance hätten, ist sicher, daß die

Kerntechnik mit sehr viel höheren Risiken (Betriebs—

risiko, Endlagerung, Entsorgung, Bewachung still——
_

gelegter Reaktoren) verbunden ist als andere Kraft——

werke.
'

Hohe Risiken tragen wir aber in den modernenwlndu—

striegesellschaften _ wenn auch viel weniger dis—

kutiert «.heute bereits in vielen Produktionsver—

fahren (z.B. Chemie). Dies ist nicht ein atomspe—
zifisches Probier. Man muß bei der Risikoabwägung
allerdings wissen, daß Sicherheit nicht kostenlos

ist und die Entscheidung für risikoarme Produktio—

nen u.U. mit Einkommeisverlustsn bezahlt werden muß.

Hier werden sich verschiedene Gesellschaften unter—

schiedlich entscheiden: Es kann daher auch eine

Wohlfahrtssteigerung bedeuten, wenn “angstfreie Um—

;" konsumiert wird anstatt anderer Konsumgüter.'

Da aber die Vorstellungen von Konsumwünschen und

Lebensqualität einer ganzen Gesellschaft nicht maß—

bar sind, bleibt wohl nur eine politische Entschei—

dung übrig..

Hier müssen die Parlamente jetzt entscheiden, ob es

verantwortbar ist, einem großen Teil der Bevölkerung

Wußten Sie schon. ..

Die Befürworter der Kernkraft verwenden in ihrer

Argumentation gern Zahlen über steigenden Stromver—

brauch. Se fußten die bisherigen Prognosen auf

einer Steigerungsrate von 7% pro Jahr an elektri—

scher Energie. Dem Wirtschaftsbericht der Versor—

gungsbetriebe hnserer Gemeinde war zu entnehmen,
daß der Stromverbrauch in 1980 rückläufig war,

, "elbst unter Berücksichtigung, daß im letzten
(

.uartal eines Jahres immer ein Anstieg zu ver—

zeichnen ist, soll das Endergebnis bei einer Stei-

gerung von knapp 1% liegen, nach Abzug der Neuzu-

gänge an Verbrauchern fast ein Nullwachstum. Zufall

oder Symptom für ein energiebewußteres Verbraucher—

verhalten? Zumindest eine Zahl, die zum Nachdenken
Anlaß gibt.

eine in ihrer Sicht existenzbedrohende Technologie
zuzumuten. Oder ob es nicht menschlicher wäre,
einen Konsens zu finden, auch wenn damit eine tech—

nologische Second—best Lösung verbunden ist.

Damit aber alle Teile der Gesellschaft Vertrauen

in die politische Führung haben können, ist eine

offene InformationSpolitik nötig. Die Verantwort—

lichen dürfen dabei nie den Verdacht erwecken, sie

würden von Produzenteninteressen (Energielobby,
Gewerkschaften, Kraftwerksindustrie)oder von Oppor—
tunismus in ihrer Entscheidung beeinflußt.

,.

Neue Öko -Gruppe in Kronshagen
Zusammenarbeit Ehrensachei

I
.

Als Initiator des Grünordnungsplanes der Gemeinde

-fbegrüßtdie SPD Kronshagen die Bildung der Ökogruppe
Kronshagen im Haus der Jugend und wünscht ihr den
Zuspruch, den das Thema "Umwelt" erfordert, und eine

erfolgreiche Arbeit auch im Sinne aller Bürger.
Für die SPD und insbesondere für den Öko—Arbeitskreis
des Ortsvereins ist es selbstverständlich, der Ein—
ladung der Ökogruppe Kronshagen nachzukommen, am

4. April 198? das Naherholungsgebiet Domänental zu

\;
__

erkunden. In diesem Zusammenhang erinnert die SP.

anlige Verabschiedung des "landschafts—
pflegerischen Begleitplanes".

__
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Aus den Vereinen

Seit dem Sommer 1975 hat die Siedlergemeinschaft Krons—

hagen e.V. eine sehr aktive Jugendgruppe, in der vor

allem das Laienspiel gepflegt wird. Die Zusammenkünfte

und Ubungszeiten finden seither in einem Privatraum

statt, den eines unserer Mitglieder zur Verfügung ge—

stellt hat. Inzwischen ist jedoch die Teilnehmerzahl

so angestiegen, daß schon seit langem vorliegende

Wünsche um Aufnahme in die Gruppe nicht mehr erfüllt

werden können. Das war u.a. auch ein Grund dafür, den

Bau eines Jugendheimes zu erwägen. Als dann Verwal-

tung und Vertretung unserem Antrag entsprachen, uns

für diesen Zweck ein kostenloses Grundstück an der

Tegelkuhle zu überlassen, beschloß die Mitgliederver—

sammlung am 51. Oktober 1980, einen Plan für die Er—

richtung dieses Heimes aufzustellen.

Es soll innen 10 x 6 m groß werden und laut Vorschlag
ca. 85 000 DM kosten. Einanziert werden soll es durch

eine erhebliche Eigenleistung unserer Mitglieder,durch
Spenden, den Verkauf von Bausteinen und erhoffte Mit—

tel von Kreis und Land. Wnifnr Wncbnmn



Einfach
aussteigen?

"Aussteiger haben nur das Einsteigen verpaßt — Was junge
Leute in ihrer Freizeit tun können " Auf diese einfache

Losung brachte es der "Kieler Express" in seiner Ausgabe
vom 19. Februar.

Wer Jedoch das_Problem Jugendlicher Aussteiger ledigg
lich als "Freizeitkrise" sieht, zeigt , daß er von den

tatsächlichen Ursachen wohl nichts verstanden hat.
Tatsache ist, daß sich mehr und mehr Jungä‘Menschen

von der Gesellschaft lossagen, wobei die Wege vielfäl-
‚

tig sind. Apathie, Rückzug ins Private,'In-den-Tag-leben'
auf der einen, Gewalt, Aggression und

Drogen
auf der an

'

deren Seite. 5
Eines wäre fatal: anzunehmen, daß sich' das Problem

von selbst löstß wenn man nur nicht zu viel darüber re—

det. Doch um die Krise zu meistern, muß man zunächst

verstehen, worum es überhaupt geht.

Kann man es dem Jugendlichen verdanken, wenn er Um—

stände in unserer Welt einfach nicht verstehen kann?

Wenn die Umweltzerstörung weiter voranschreitet, wenn

in aller Welt Menschen hungern, andererseits die Rüstung

ins Astronomische wächst, hier Lebensmittel der Preis—

pclitik wegen vernichtet werden, wenn man gar mit dem

Führerschein in der Tasche nicht den Wehrdienst ver—

weigern kann. Für Moral scheint in der Politik kein

Platz mehr zu sein, es ließe sich nicht einmal mehr

die Todesstrafe heute abschaffen, angesichts der dann

arbeitslosen Henker. Auch der "Bericht an den Präsi-

deuten", eine US—Studie über die Zukunft unserer Welt,
‚kommt zu dem Fazit:

"Die vorliegenden Informationen lassen
keinen Zweifel darüber, daß die Welt
... in den unmittelbar bevorstehenden
Jahrzehnten mit ungeheuer dringlichen
Problemen ... zu kämpfen haben wird.

'

Prompte und mutige Wandlungen in der

ganzen Politik auf der ganzen Welt sind
erforderlich... Zögert man die Entschei—
dungen so lange hinaus, bis sich die Pro,
blame verschlimmert haben, so wird sich
der Spielraum für wirkungsvolles Handeln
drastisch verringern. "

(Deutsch als "Global 2000" bei Zweitausendeins)

Der Jugendliche aus sehen, daß die Politiker

hingegen die wirklich nicht leicht lösbaren Probleme der;
Welt eben nicht mutig angehen, sondern in "Sachzwängeu"

gefangen sind. Daraus folgt ein tiefes Mißtrauen in die

Politik, gepaart mit nackter Angst vor der Zukunft.

Zudem sieht der junge Bürger, daß er seine Inter—

essen aufdemokratiächmnWege kaum durchsetzen kann. Es

ist trauriges Faktum, daß anscheinend der Schlaf der

'Verantwortlichen erst durch das Klirrsn von Fenster-

scheiben gestört wird. Oder hat sich vor den (gewalt-
‘

samen) Hausbesetzungen Jemand um die leerstehenden Häu— j

‘ser hier und die Tausende ohne Wohnung dort ernst-'

haft gekümmert?;
.

_

Es ist traurig, daß friedliche Demonstrationen kaum

etwas bewirken, wäre doch gerade mit denen, die derart'

engagiert sind, im positiven Sinne "Staat zu machen“.

Statt dessen werden die Aktionen von einigen, die Gewalt;
anwenden ( gerade durch "Kriegsberichterstattungfi in der'
Presse) zum Hauptereignis, während die Mehrheit der

'

?
friedlichen Demonstranten nur Kulisse zu sein scheint.

Al „ _. ‚'. . _ _ _ __

-

‘

3

bereits zwei Tage nach der Demonstration von 100000 Bär.

gern die Baumaschinen an. So werden die Politiker schwer—

lich wieder Gesprächspartner für die Jugend!
of

'

Beruhigung durch das Versprechen auf einebessere
Zukunft kann hier nur als Hohn empfunden werdengnoch nicht.

'einmal eine Lehrstelle, wohl die Voraussetzung für eine
sichere Zukunft, kann ihnen heute noch garantiert werden.

‚Wer die Anonymität und Kälte unserer Städte nicht,
'wer liest, daß Tote monatelang unbemerkt in ihren Woh-

nungen liegen, kann der

liche d a s nicht

ig.‘*“-'f "itunggüüfikß’ wollen, daß sie andere,
9 ebens—als Prinzipien vorh'errscheng; '

dam] darf man sich nicht formen suchen? Daß sie

’eu'überhaupt versuchenüber verblestelte junge
'

5
Leute Wandern“ '5 ist ein Zeichen von

Kraft und Zuversicht,
daß ein solches

Björn Engholm 1
“&

schenwürdigeres Zusam—

menleben möglich ist,

Aus dieser'Sicht
scheint es grotesk,'als Lösung eine bedingungslose Rück—

kehr der Aussteiger anzubieten, denn ebenso, wie man ni‘ £

von den Erwachsenen verlangen kann, alle ihre Ideale'zdtb
opfern, darf man nicht von den Aussteigern erwarten, daß

sie alle ihre Vorstellungen über Bord werfen, nicht zu-

letzt deshalb, weil unsere Gesellschaft gerade diese Im-

pulse dringend braucht, wie sie mündige Menschen braucht,
die bereit sind, sich für ihre Ziele zu engagieren.

Weit gefährlicher für Aussteiger selbst ist ein be-

sonderer Weg des Aussteigens:die Droge.Im Rahmen eines

'solchen Artikels ist es nicht möglich, das Drogenpro—
blem umfassend zu behandeln„
Die Drugenwelle hat das „idyllische“ Dorf erreicht
Nur soviel: wer glaubt, daß die "Gartenstadt Kronshagen"
quasi als'Paradies von allen Ubeln_der übrigen Welt ver-

schont bleibt, der irrt sich! Auch hier gibt es Jugend-

liche, die Drogen nehmen, die mehr Alkohol trinken, als

man hinnehmen könnte. Diese Tatsachen dürfen nicht in

Vogel—Strauß—Art unter den Tisch gekehrt werden. Ein

offener Dialog — ohne "Erwachsenenüberheblichkeit" — ist

nötig, um das, was mit"harmloseren"hitteln beginnt, ni

zur Katastrophe werden zu lassen.

Jens Siebmann

Notenkult Mitursa che für Drogenkonsum?
Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Junglehrer im

Verband Bildung und Erziehung sehen das öffentliche
Schulwesen in einer pädagogischen und strukturellen

Krise. "Es produziere jährlich etwa 280 000 Sitzen—
bleiber und sei mitverantwortlich für jene 500 bis

700 Schülerselbstmorde im Jahr, für über 600 jugend—
liche Drogentote und bis zu 18 000 Selbstmordver—

suche bei Jugendlichen."
'

In diesem System mit der Ausbildung zum Lehrer "am

”Kind vorbei" fehle der Lehrer, der in der Lage sei,
. sich dem individuellen Bedürfnis des Schülers im

notwendigen Maß hinzuwenden.

Ein Sofort-Beitrag der Länder wäre es, mehr Lehrer

einzustellen. Das sei gleichzeitig ein Beitrag zum

‚Abbau der Arbeitslosigkeit.

"ubelnehmen, daß Jugend--

"Aus der Gerne indevertretung

Anfrage der SPD—Fraktion:

1. Ist die Gemeinde als

Zuschußgeber bei der

bevorstehenden Erhö—

hung der Sätze betei—'

ligt worden?

2. Hat die Pflegesatzkom—
mission Zeitpunkt'und'
Umfang der Erhöhung

'

W;
bereist genehmigt?

J 5. Wie die Kosten—

a explosion gerecht—

fertigt (Vergleich
zu anderen Heimen)?

4. Hat der Heimbeirat

entsprechend § 26 Nr. 5

Heimmitwirkungsverord—
nung bei der Entschei—

dung über die Än-

derung der Heimkosten—

Sätze mitgewirkt?

5. Wie ist es dazu gekommen,
( 3 die Sätze bereits in—

nerhalb des ersten Be—

” triebsjahres erhöht wer—

9 den sollen, wenn man da—

J von ausgehen kann, daß

die Sätze üblicherweise

im jährlichen Rhythmus

erhöht werden?

6. Welche Auswirkungen wer—

den die Erhöhungen auf

den Sozialhaushalt der

Gemeinde haben?

7. Welche Maßnahmen werden

getroffen, um die ohnef
hin bestehenden Vorbehal—

te gegen die Inanspruch—
nahme von Sozialhilfe

abzubauen?
'

8. Welche Auswirkungen wer—

den die Erhöhungen auf

die künftige Belegung

des Heimes haben?

Antwort der Ge—

meindeverwaltung:

Nein

Nein

Höhere Personal»

kosten als veran—

schlägt infolge hö—

heren Bedarfs, der

durch Schwerst—

pflegefälle bedingt

ist; Baukostenüber—

schreitung in Höhe'
von_6'v. H. der

Bausumme, die nach—

zufinanziersn ist.

Nein, der Beirat

ist am 15.1.1981

unterrichtet wor—

den, mach vorange—

gangenem Schrift—

wechsel vom 50.12.80/

5.1.81

Durch das Ergebnis

des Jahresabschlus—

ses 1980.

Eine Mehrbelastung
wird erwartet, ge-

naue Angaben können

noch nicht gemacht

werden.

Einzelberatung, Hin—

weise-auf die Rechts—

ansprüche der Bürger.

Vermehrte Aufnahme

von Sozialhilfe—

empfängern.

Aufgespießt
'

f Bürgeranhörungen, so sagte Bürgermeister Klose in

} sogar ein Bürger Gehör verschafft und vorschlägt,

In der Niederschrift über die Sitzung der ;emeinds—

vertretung, in der die skandalöse Angelegenheit von

der SPD zur Sprache gebracht wurde, wird berichtet,
daß Gemeindevertreter der SPD weitere Fragen ge—

stellt haben.

liche Sitzung aber fehlen Sowohl die Fragen als auch

In der Niederschrift über die öffent—

die Antworten der Gemeindeverwaltung...

..Gral Lambadorn meint auch, wlr sullen unsere Rettungsaldlonen nicht über-

treiben; unter den Erlrlnke‘nden eel doch Immer ein gewisser Prozentsalz
Slmulanlenl“

W‘
___—___. .

,

einem NDR-Streitgespräch mit Ministerpräsident Stol—

tenberg, müssen von den Politikern ergebnisoffen ge—

führt werden. Es sei ein Fehler der'Vergangenheit

gewesen, daß Politiker die Diskussion immer so gefährt

haben, als ob ihre Meinung die einzig Richtige sei.

,

Ein anderer Schauplatz dieser Tage: Bürgeranhörung
im Gemeindehaus Kronshagen zum neuen B—Plan. Zum Auf-

takt "durften" die Bürger erst einmal

meister der Gemeinde anhören und dann den Erläuterun—

den Bürger«

gen des planenden Architekten lauschen. Als sich dann

aus

Umwelt- und Energiegründen alle Häuser an eine zentrale

- Heizungsversorgung anzuschließen, waren gleich drei

.

abwiegelnde Antworten zur Stelle.

Wie hieß doch die Veranstaltung? Bürgeranhörung! Dann
'

hören wir sie doch ersteinmal an.

Verkehrsberuhigung in der Sackgasse?

Bewundernswerte Blüten treibt das Thema Verkehrs—

beruhigung in der Gemeinde. Das zeigte die Bürger—

anhörung zum B—plan 30. Jetzt sollen sogar Sack—

gassen verkehrsberuhigt werden. Straßen also, die

nur den Anliegern und einigen wenigen Besuchern

'dieser Anlieger dienen. Auch so kann man ein po—

litisches Sachthema aufgreifen und totreiten.

Der an sich begrüßenswerte Vorschlag, Wohngebiete

von Verkehrslärm freizuhalten, wird hier überstra—

Plätzepaziert. Die meisten Ortsteile/ Straßen/

von Kronshagen sind ruhig. Wie ich me1ne so ruhig,
'daß nur noch der Zentralfriedhoi‘ von Kiel ruhiger
.ist. Die wenigen Hauptverkehrsstraßen sind nicht

'zu beruhigen — allenfalls durch Maßnahmen, die

anderen Bürgern wieder Verkehrslärm zumuten. Man

darf gespannt sein, wie der endgültige Vorschlag
der Verwaltung zu diesem Thema aussehen wird.
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Die CDU—Landesregierung, vertreten durch den

Innenminister, hat es wieder einmal nach kurzem

"Laut geben" erreicht, daß ihre Partei—Muster—
schüler in der Gemeinde Kronshagen als getreue
Befehlsempfänger Vollzug melden konnten. Der;1
ministeriellen "Anordnung",den Haushalt 1981 nicht

wie vorgeschrieben bis Dezember 1980 zu verabschie-

den, sondern abweichend von den bestehenden Geset-

zen erst im Jahre 1981 der Gemeindevertretung zur

Beratung vorzulegen, wurde (gegen die Stimmen der

SPD) gefolgt. Dabei konnte dieses Verhalten der

Mehrheitsfraktion nicht einmal ausreichend begrün—
det werden, da es zwar stimmt, daß die Finanzen
der öffentlichen Haushalte in vielen Gebietskörper—
schaften angespannt sind, dieses trifft für Krons—

‘hagen-jedoch nicht zu.
Gesunde Finanzeni

Die Gemeinde hat aufgrund ihrer soliden Finanzpo—
litik — maßgeblich beeinflußt durch den Kämmerer,
Herrn Bosewski - den niedrigsten Schuldenstand seit

8 Jahren:
.

-—hat immer noch eine Rücklage von über 700.000,-—DM,
die durch Rückflüsse aus dem Haushalt 1980 noch

um eine sechsstellige Zahl aufgestockt werden wird;
— kann zudem in den Folgejahren mit erheblichen
'

Zahlungen aus dem Landeshaushalt rechnen. Diese

zu erwartenden Summen sind zugesagte Zuschüsse

für den Ausbau der Kopperpahler Allee, für die

unsere Gemeinde in Vorlage getreten ist.
Zur Panik bestand also kein Anlaß, das zeigten die?
Haushaltsberatungen im Januar allzu deutlich. In
dieser wirtschaftspolitisch schwierigen Zeit hätten
die Politiker der Mehrheitsfraktion unter Würdi—

_

gung der tatsächlichen Fakten gut daran getan, die
l

Kronshagener Bevölkerung nicht auch noch mit unzu—

treffenden Äußerungen zu ängstigen.

Sicherupgyoh Arbgilsplöinzehjn Schwierige? werdenden. Zeiten
Es geht nicht an, daß Steuergelder im Sparstrumpf
versteckt werden bei‚einer Wirtschaftslage, die esi
im Interesse der Erhaltung von Arbeitsplätzen ver—

langt, daß man öffentliche Mittel für Investitio—

nen ohne Folgekosten einsetzt. Die Gemeinde ist

nicht verpflichtet, wie es der Sprecher der SPD

in der Sitzung der Vertretung ausführte, den glei— 9
chen schlechten Weg einzuschlagen, wie es der Kreis

Rendsburg/Eckernförde getan hat, der es bei einer

über 15 Mill. DM betragenden Rücklage nicht für

nötig erachtet, die Kreisumlage _zu ermäßigen und

damit den Gemeinden einen Teil des Finanzspielrau—
mes wiederzugeben, den das Land durch die Kürzung
der Finanzausgleichsmasse den Gemeinden 1981 genom—

men hat._Übrigens nur einer der } Kronshagener

Kreistagsabgeordneten,ger Abgeordnete der SPD_
stimmte ßür eine Senkung der Kreisumlage und damit

für eine.Verstärkung der Finanzkraft der Gemeinde

Käonshagen.

So hat die Gemeinde aus dieser Tatsache heraus‚bei
Verminderung der Steuerei.nnahmen in diesem Jahr,

dem Vorjahr um 117. 000,—— DM erhöh—
te Kreisumlage an den Kreis abzuführen.

eine gegeruhe'

Ermäßigte Kindergartenbeiträge

Positiv aus der Sicht der Bürger ist die Tatsache,
daß vom Kreis die Mittel für die Bezuschussung der

Kindergartenplätze erhöht wurden. Allerdings sollen_
diese Beträge nicht den Haushalt der Gemeinde ent—-

lasten, sondern unmittelbar zur Verminderung der

Elternbeiträge führen. Die SPD hat in den Haushalts—

beratungen auf diesen Tatbestand hingewiesen und

erwartet jetzt eine zügige Vorlage einer diesem

Tatbestand Rechnung tragenden Gebührensatzung für
den Kindergarten.

_

Den Blick nach Vom richten

Forderung nach Investitionen

Die SPD—Fraktion brachte zum Ausdruck, daß sie dem

Haushalt für 1981 in der vorgelegten Form zustim—

men könnejjedoch erwarte, daß nunmehr schnellstens
Vorschläge für Investitionen ohne Folgekosten auch

von der Verwaltung erarbeitet werden, die aus de.
‘

Rücklage finanziert werden könnten und damit nel? 1,
Arbeitsplätze zu sichern.

Der Sprecher der CDU ging hierauf ein und erachte-
te diesen Weg im großen und ganzen für richtig.0b
allerdings die erklärte Absicht der CDU, das geplan—
te Bürgerhaus zügig als Baumaßnahme voranzutreiben7

[K,AHS„ÜWelt_der„Arbeit”)‘

„Mein Mann wem es von am Wemporsönilch: Knacmnm
sol! demnächst ModerMode. werden, wie manual“

der richtige Weg ist‚dem Ziel von Investitionen

näher zu kommen, dürfte aus der Sicht des vorher

Gesagten zweifelhaft sein, da es sich beim Bürger—
haus um ein Objekt in Millionenhöhe handelt, das
erhebliche Folgekosten beinhaltet. Zudem ist frag—
lich, ob die Zuschüsse von Land und Kreis in dem

Umfangs gewährt werden, wie es nötig ist. Allein

von Kronshagen ist diesesObjektnichtrzufinanzieren.
In soweit scheint die Absicht der Mehrheitsfraktion,
mit dieser Maßnahme die Wirtschaft ankurbeln zu

wollen,nur ein aus der Hüfte geschossener Vorschlag
-zu sein, um die Gemüter derer zu beruhigen, die auf

schnelle Hilfe für den Arbeitsmarkt warten.

\ * * *_* * * * *

Kürzere Arbeitszeit für Lehrer - mehr Lehrer —

bessere Schulen _ zufriedene Kinder: Wenn das denn

die Folge eines erfolgreichen Rechtsstreits des
Verbandes Deutshher Realschullehrer für eine kürze—i
.re Lehrerarbeitszeit wäre, gebührte den Klägern

‘ Dank und Anerkennung aller Schüler und Eltern-

fitnetsverdrossenhefl ?
Bürgerurteil im Sommer 1980.
,—eine Infas-Umfrage

—

Seit 1976 stellt Infas einer repräsentativen Aus—

wahl von Bundesbürgern die Frage: Ich lese Ihnen
jetzt eine Reihe von öffentlichen Einrichtungen und

Organisationen vor. Sagen Sie mir bitte bei jeder

Einrichtung oder Organisation, ob Sie ihr Vertrauen

entgegenbringen, oder ob das nicht der Fall ist. Wie

ist das mit ... usw.?

Das Ergebnis der Umfrage vom Sommer 1980 liegt nun—

mehr vor:

=_—__—_——_.___—_—___—_—_.—__.—__—___—___.————_—_—_——______———-_——_—

Rang Institutionen Vertrauen kein Index+
Vertrauen

„
% % %

1
'

Bundesverfas—

wfi( sunégsgericht 81 - 10 71

Bundestag 82 . 11- - 71
2 Gesundheits—

_

wesen“ 79 15 . 64

5 Bundeswehr 78 17 “_ 61

4 Stadt- und Ge—
_

meindeverwaltung 75 20 55
5 Justiz 71 22

'

49
6 Kirchen 67 27 40

7 Fernsehen 66 27 59

8 Zeitungswesen 55 35 22

9 Hochschulen

und Universi—

täten '

48 58 1o

Der Index gibt die Differenz zwischen Vertrauen

und mangelndem Vertrauen an.

( .

Das eigentlich Uberraschende an den Ergebnissen der

Umfrage aus der Zeit des Vorwahlkampfes und des Par—

teienstreites ist der "Sprung des Bundestages" nach

oben: 60 % war der Indexwert vom Sommer 1979! Einen

ebenfalls eindrucksvollen Anstieg dsSVertrauens, so

stellt Infas fest, hat die Bundeswehr zu verzeichnen.

Seit 1976 nur im Mittelfeld der Konkurrenz — mit ei—

nem Abstieg in 1978 - liegen die Gemeindeverwaltun—

gen. 55 Punkte Differenz zwischen Vertrauen und Man—

gel an Vertrauen: Das sollte jedem Gemeindevertreter,
jedem Bürgermeister und jedem Angehörigen der Gemein»

deverwaltung AnsPorn sein. Daß der Gemeindeverwaltung
deutlich mehr Vertrauen entgegengebracht wird als

dem Zeitungswesen sollte kein Trost sein. Das schon

immer schlechte Abschneiden des Konkurrenten Zeitungs—
wesen könnte eigentlich nur den trösten, der besorgt
die markbeherrschenden Meinungsmacher "Bild" oder

"Kieler Nachrichten" beobachtet.

Weg von der einseitigen Ausrichtung auf Eigentums—
bildung, hin zu verstärkter Förderung der weniger
Verdienenden! Das sind die gegen den Programment—
wurf des Parteivorstandes gerichteten Forderungen
eines wesentlichen Teils der CDU.

Doch, würden sie Programm, die Vorstellungen und

somit verbindliche Richtschnur auch für Kommunalpo—
litiker dieser Partei„für Kronshagen kamen die

wohnungspolitiSchen Forderungen der christlichen
Arbeitnehmer zu spät.

Wo immer auch in der Vergangenheit von der SPD der
Versuch unternommen wurde, sozialen Mietwohnungsbau
zu verwirklichen, setzte sich die Mehrheitsfraktion
in der Gemeindevertretung rücksichtslos mit ihrer

Eigenheimpolitik durch. Und verbrämt wurde das oft
mit dem fadenscheinigen Argument, die Eigenheime
sollten größeren und sozial schwächeren Familien

hingestellt werden.

Tatsache ist, nach den Daten des Instituts für Wohnen
und Umwelt, daß nur 20 Prozent staatlicher Eigentums—
förderung dem unteren Drittel der Einkommenbezieher
zugute kommen. Dagegen kassiert das obere Drittel
mehr als die Hälfte!

Eigentumsförderung nach diesem Muster ersetzt Kopf—
zerbrechen um die richtige Wahlkreiseinteilung,
also die, die die konservative Mehrheit auf Dauer

sichert. Eigentumspolitik nach diesem Muster ver—

treibt die weniger verdienenden Bürger aus ihrem

Heimatort.

Zu spät kämen allerdings auch für Kronshagener Bür—

ger, die in ihrer Gartenstadt gerne wohnen bleiben

wollen, die Vorstellungen der SPD, mit denen der

Mietwohnungsbau gefördert werden soll. Denn Grund

und Boden steht nicht mehr zur Verfügung. Und auch

im künftigen Bebauungsplan 50 "Waidmannsruh" mit

seinen 150 Wohneinheiten sind nach Stand der bis—

herigen Planung keine Mietwohnungen vOrgesehen.

Der Landesvorstand der SPD hat alle Parteimitglie-
der aufgerufen, sich mit ihren Familien, Freunden
und Bekannten zum traditiinellen Familienfest, dem

Mai—Treffen
„24. Hai 1981 in Bad Oldesloe zu versammeln.
Höhepunkt des politischen Teils des Treffens wird

L
die Ansprache des Parteivoraitzenden Willy Brandt
sein


